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VORGESCHICHTE Mit der Initiative «für preisgünstige Nahrungsmittel und ökologische 
Bauernhöfe (Kleinbauerninitiative)» wird 1994 bereits zum dritten Mal in-
nerhalb von wenigen Jahren ein Volksbegehren mit agrarpolitischem In-
halt eingereicht (vgl. Vorlagen 418 und 430). Urheber ist diesmal die Ver-
einigung kleiner und mittlerer Bauern (VKMB), welche sämtliche Markt-
eingriffe des Bundes im Agrarbereich unterbinden und den Bauernbe-
trieben dafür Direktzahlungen in der Höhe von maximal 50 000 Franken 
pro Jahr garantieren will. Um Anspruch auf diese Bundesbeiträge zu ha-
ben, sollen die Betriebe bestimmte Leistungen im Tier- und Umwelt-
schutz erbringen müssen. 

Der Bundesrat empfiehlt die Initiative zur Ablehnung und verweist statt-
dessen auf den 1996 angenommenen Verfassungsartikel über die Land-
wirtschaft (vgl. Vorlage 430), welcher die Grundlage für eine nachhaltige 
und wettbewerbsfähige Landwirtschaft bereits geschaffen habe. Zudem 
würde die von der Initiative verlangte staatliche Einkommensgarantie 
nach Meinung der Landesregierung die Bäuerinnen und Bauern gegen-
über anderen Berufsgruppen unverhältnismässig bevorzugen. Der Natio-
nalrat schliesst sich dem Bundesrat an und verwirft das Volksbegehren 
mit 102 zu 50 Stimmen, wobei die befürwortenden Voten aus den Reihen 
der Grünen, der Schweizer Demokraten, des LdU und teilweise der SP 
stammen. Auch im Ständerat hat das Volksbegehren keine Chance – ein-
stimmig wird es von den Kantonsvertretern abgelehnt. Begründet wird 
die Ablehnung unter anderem damit, dass die sofortige Streichung der 
Marktstützungsbeiträge, wie sie die Initiative verlangt, zahlreiche Bau-
ernfamilien die Existenz kosten würde. 

GEGENSTAND Die Bundesverfassung soll wie folgt ergänzt werden: Bäuerinnen und 
Bauern produzieren naturnah und tierfreundlich. Wenn sie diese Bedin-
gungen erfüllen, haben sie zur Abgeltung ihrer Leistungen Anspruch auf 
Direktzahlungen, soweit diese zur Erreichung eines angemessenen Ein-
kommens erforderlich sind. Als Schutzmassnahmen für landwirtschaftli-
che Erzeugnisse sind ausschliesslich Direktzahlungen sowie Zölle ohne 
jegliche zusätzlichen Abgaben zulässig. Die Direktzahlungen an die Be-
triebe betragen mindestens 3000 Franken pro Hektare, maximal jedoch 
50 000 Franken pro Betrieb. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Keine Bundesratspartei gibt für die Initiative die Japarole aus, unter-
stützt wird das Begehren einzig von den Grünen, den Schweizer Demo-
kraten und der Lega. Die SP beschliesst Stimmfreigabe. Nicht einmal die 
Umweltschutz- und Konsumentenverbände stellen sich geschlossen hin-
ter die Forderungen der Kleinbauern; und auch der Grossteil der Land-
wirte sagt der Initiative den Kampf an. Obwohl die Gegnerschaft laut 
Presse dreimal weniger finanzielle Mittel zur Verfügung hat als das von 
Denner unterstützte Initiativkomitee, ist vor allem die Neinkampagne in 
der Öffentlichkeit präsent. Überall sieht man auf Spruchbändern und aus 
Heuballen geformt das Wort «Nein». 
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ERGEBNIS 77,0% der Stimmenden und alle Kantone lehnen die Kleinbauerninitiative 
ab. Die Beteiligung beträgt 51,6%. Am massivsten ist die Ablehnung in der 
West- und Innerschweiz, wo fünf bzw. vier Kantone (Waadt, Jura, Wallis, 
Freiburg, Neuenburg, sowie Obwalden, Nidwalden, Schwyz und Luzern 
Neinanteile von über 80% erreichen. Wie aus der Nachbefragung hervor-
geht, fand die Initiative bei keiner einzigen Bevölkerungsgruppe eine 
Mehrheit, wobei nicht alle Gruppen sie mit der gleichen Vehemenz ab-
lehnten. So sagten die Sympathisierenden von CVP, SVP und FDP häufiger 
Nein als diejenigen der SP. Während die Jastimmenden hauptsächlich 
die kleinen Bauern unterstützen wollten, ging es den Neinstimmenden 
um den Bauernstand als Ganzes. 
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